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Die Entscheidung des „Nationalen Exekutivkomitees“ (NEC) der Labour Party,
alle 11 inoffiziellen Beispiele, die die IHRA (International Holocaust Remberance-
Alliance)-Definition  von  Antisemitismus  beigefügt  sind,  zu  übernehmen,  stellt
einen ernsthaften Rückzug aus der Solidarität mit den PalästinenserInnen und
einen Sieg für die antisozialistischen Kräfte innerhalb und außerhalb der Partei
dar, die entschlossen sind, die Wahl einer linken Labour-Regierung zu verhindern.

Indem es vor der zionistischen Verleumdungskampagne kapitulierte, hat sich das
NEC  dazu  drängen  lassen,  seine  eigene  politische  Verantwortung  und
Unabhängigkeit  aufzugeben,  und  trat  die  Parteidemokratie  mit  Füßen.

Die Entscheidung des Exekutivkomitees war praktisch schon im Voraus gefällt,
nachdem  die  großen,  der  Partei  angeschlossenen  Gewerkschaften,  darunter
Unite, Jeremy Corbyn aufforderten, seinen Widerstand fallen zu lassen und die
Definitionen zu übernehmen. Für die Gewerkschaftsbürokratie war das Thema zu
einer  Ablenkung  und  einem Hindernis  für  die  Wahl  einer  Labour-Regierung
geworden. Für sie geht die politische Grundlage dieser Regierung nicht über ihre
engen gewerkschaftspolitischen Anliegen hinaus.

Doch  weit  davon  entfernt,  die  rechte  Offensive  zu  entschärfen,  ist  diese
Kapitulation  die  Spitze  des  Eisbergs.  Vorerst  sollen  die  IHRA-Definition  und
Beispiele  –  sollte  der  Beschluss  am  Parteitag  nicht  gekippt  werden  –  nur
GegnerInnen des israelischen Kolonialprojekts in der Labour Party knebeln.

Aber angesichts ihrer Entschlossenheit, die wachsende Bewegung der Solidarität
mit den PalästinenserInnenn zu zerstören, kann es nicht lange dauern, bis die
ZionistInnen versuchen werden, sie in der ArbeiterInnenbewegung insgesamt und
auf  besonders  in  jenen  Gewerkschaften  anzuwenden,  die  die  BDS-Kampagne
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unterstützen. Diese werden dann als „institutionell antisemitisch“ gebrandmarkt.

Der Sieg der Rechten gipfelt in einer Demütigung des Parteivorsitzenden Corbyn,
als die angeblichen Parteilinken Jon Lansman und Rhea Wolfson eine von Corbyn
vorgetragene  Klarstellung  anprangerten,  die  zwar  alle  11  Einzelpunkte
akzeptierte,  aber  argumentierte:

„Es kann nicht als rassistisch angesehen werden, Israel wie jeden anderen Staat
zu behandeln oder sein Verhalten an den Standards des Völkerrechts zu messen.
Es sollte auch nicht als antisemitisch angesehen werden, Israel, seine Politik oder
Umstände  seiner  Gründung wegen ihrer  diskriminierenden  Auswirkungen als
rassistisch  zu  bezeichnen  oder  eine  andere  Lösung  des  israelisch-
palästinensischen  Konflikts  zu  unterstützen.“

Diese Aussage widerspricht direkt dem umstrittensten IHRA-Punkt, der besagt,
dass  die  Betrachtung eines  „Staates  Israel“  als  „rassistische  Unternehmung“
antisemitisch sein würde. Corbyns Versuch, diesen Punkt auszunehmen, nachdem
er ihn scheinbar akzeptiert hatte, war eine sinnlose Geste.

Schließlich stimmte das Exekutivkomitee einer einschmeichelnden Erklärung zu
und empfahl  „dass  wir  die  IHRA-Erklärung mit  allen Definitionen vollständig
übernehmen. Dies untergräbt in keiner Weise die Meinungsfreiheit Israels oder
die Rechte der PalästinenserInnen.“

Es  ist  überaus  klar,  dass  diese  Meinungsfreiheit  bezüglich  Israels  sich  nicht
darauf  erstreckt,  es  als  das  zu  bezeichnen,  was  es  ist:  eine  rassistische
Unternehmung,  die  auf  der  ethnischen  Säuberung  und  Enteignung  der
PalästinenserInnen und einer jüdischen Mehrheit beruht, die durch militärische
Besetzung, alleinig jüdische Einwanderung, amerikanische Finanzsubventionen
und  die  Verweigerung  der  Gleichberechtigung  auch  für  israelisch-arabische
BürgerInnen aufrechterhalten wird.

Durch die Übernahme der IHRA-Defintion hat das NEC von Labour beschlossen,
sich  der  zionistischen  Forderung  anzuschließen,  dass  Israel  ein
außergewöhnlicher  Staat  sein  soll,  der  über  jedweder  Kritik  und  den
demokratischen Rechte der antizionistischen JüdInnen wie über dem Recht der
PalästinenserInnen steht, in ihre Heimat zurückzukehren und ihr Schicksal selbst
zu bestimmen.



Diejenigen,  die  glauben,  dass  dieses  Zugeständnis  Corbyns  GegnerInnen
beruhigen  wird,  irren  sich  gewaltig.

Der britische „Jewish Leadership Council“ offenbarte rasch seine Prioritäten und
behauptete: „Der ,Vorbehalt der freien Meinungsäußerung‘ treibt einen Keil in
die  IHRA-Definition.  Die  Aussage  wird  nichts  tun,  um  den  Antisemitismus
innerhalb der Partei zu stoppen.“ Da haben wir es – „die freie Rede über Israel“
kommt nach dieser Definition dem Antisemitismus gleich.

Diese Positionen der zionistischen ExtremistInnen schmälern in keiner Weise die
Tatsache, dass es sich um einen Sieg der Rechten handelt. Sie haben Corbyn dort
angegriffen,  wo  er  politisch  am  stärksten  ist  –  seinen  lebenslangen,
prinzipientreuen Antirassismus und die Unterstützung für die PalästinenserInnen
– und ihn besiegt, indem sie seine eigenen Verbündeten gegen ihn mobilisiert
haben.

Das schändliche Versagen der Momentum-Bewegung, Corbyn zu unterstützen,
ließ den Vorsitzenden gegen einen rechten Angriff schutzlos zurück. Aber Corbyn
selbst  wird  durch  seine  Unterstützung  für  eine  utopische  Zweistaatenlösung
behindert,  die das israelische Regime unnachgiebig abgelehnt hat und immer
noch ablehnt.

Die Aktionen von Donald Trump, die Ausweitung der israelischen Siedlungen, die
anhaltende  Belagerung  des  Gazastreifens  zeigen,  dass  der  sogenannte
„Friedensprozess“  eine  längst  eine  Farce  und  politisch  tot  ist.

Und  doch  widersetzen  sich  die  PalästinenserInnen  weiterhin.  Der  Große
Rückkehrmarsch, bei dem über 100 friedliche DemonstrantInnen von israelischen
Besatzungstruppen kaltblütig niedergeschossen wurden, erinnerte eindringlich an
den  Willen  der  PalästinenserInnen,  sich  angesichts  der  scheinbar
unüberwindbaren  Widrigkeiten  zu  wehren.

Jeremy Corbyn hatte versprochen, dass eine von ihm geführte Labour-Regierung
Palästina  als  souveränen  Staat  anerkennen  würde,  und  verurteilte  die
anhaltenden israelischen Grausamkeiten  in  Gaza.  Diese  Positionen lösten  die
beispiellose Verleumdungskampagne aus. Aber als Corbyn versuchte, die freie
Meinungsäußerung  in  der  Labour  Party  zu  verteidigen,  fielen  ihm  seine
Verbündeten  in  den  Rücken.



Dies zeigt deutlicher denn je, warum die sozialistische und internationalistische
Linke  sich  innerhalb  der  Labour  Party  unabhängig  organisieren  muss.  Wir
brauchen  die  Organisation,  um  Corbyn  zu  verteidigen,  wenn  er  von  rechts
angegriffen  wird,  aber  auch  ein  Programm  des  Klassenkampfes,  eine
sozialistische Politik, die die kapitalistische Klasse und ihre AgentInnen innerhalb
der Partei herausfordert.

Die  landesweite  Momentum-Bewegung,  das  Exekutivkomitee,  die
GewerkschaftsführerInnen  und,  mit  wenigen  ehrenwerten  Ausnahmen,  die
„linken“ Abgeordneten haben sich alle als unfähig erwiesen, sich im kritischen
Moment gegen die rechtsgerichtete Offensive zu erheben. Wenn sie nicht bereit
sind, jetzt aus prinzipiellen Gründen zu kämpfen, werden sie es noch weniger
können, wenn eine Labour-Regierung der vollen Kraft des Widerstands seitens
der Bosse ausgesetzt ist.

Als  sozialistische  InternationalistInnen bekräftigen  wir  unsere  bedingungslose
Solidarität mit dem legitimen Kampf des palästinensischen Volkes für Gleichheit
und Gerechtigkeit, einem Kampf, dessen Sieg die Niederlage der Besatzung, den
Sturz des zionistischen Regimes und die Errichtung eines vereinten, säkularen
Staates  bedeutet,  in  dem die  Rechte  aller  von  der  ArbeiterInnendemokratie
garantiert und verteidigt werden.


